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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Im Herbst erklärte der Bundesrat den Rahmenmietvertrag der Romandie zwischen
Vermietern und Mietern für alle welschen Kantone (ohne den deutschsprachigen Teil
des Wallis) für allgemein verbindlich. So dürfen die von der Vermieterseite verlangten
Garantien (Mietzinsdepot, Kaution) drei Monatsmieten nicht überschreiten, der
Vermieter muss sofort mitteilen, wenn er etwas gegen einen Mietbewerber oder eine
-bewerberin einzuwenden hat, und er muss sich innert 30 Tagen zu von der
Mieterschaft geplanten Renovationen äussern. 1

ANDERES
DATUM: 06.09.2001
MAGDALENA BERNATH

Ein erstes Treffen der nach der bundesrätlichen Stellungnahme zu
Personenfreizügigkeit und Wohnungsmarkt eingesetzten Arbeitsgruppe
„Wohnungspolitischer Dialog“ fand im August statt. Die vom Vorsteher des
Bundesamtes für Wohnungswesen (BWO) geleitete Gruppe setzt sich aus Vertretern der
Kantone Zürich, Genf, Zug, Fribourg, Waadt und Aargau sowie aus Repräsentanten der
Städte Zürich, Basel, Luzern, Nyon, Wädenswil und Lugano zusammen und soll unter
Beizug von Experten in drei Sitzungen die regional unterschiedlichen wohnpolitischen
Herausforderungen und Bedürfnisse erörtern. In einem Ende des Berichtsjahres
erschienenen Zwischenbericht erkannte die Arbeitsgruppe, die sich aus Vertreter von
Regionen mit angespannten Wohnungsmärkten zusammensetzt, ein Auseinanderdriften
zwischen den effektiven Marktindikatoren und der selektiven und überspitzten
Wahrnehmung der Problematik in einigen Kreisen der Bevölkerung. Sie empfahl dem
Bundesrat denn auch, Anreiz-orientierte Massnahmen regulativen Verboten
vorzuziehen. Konkret beantragte sie der Regierung unter anderem, im Rahmen einer
zweiten RPG-Teilrevision die Förderung des preisgünstigen Wohnungsbaus zu prüfen
sowie mittels Änderung des Obligationenrechts die Transparenz auf dem
Mietwohnungsmarkt zu erhöhen. Ferner begrüsste die Arbeitsgruppe die Fortführung
des Dialogs zur eingehenden Behandlung weiterer Themen. 2

ANDERES
DATUM: 23.08.2013
MARLÈNE GERBER

1) Lib. und LT, 6.9.01.
2) Medienmitteilung BWO vom 23.8.13; www.bwo.admin.ch.
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